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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9/9a VG 9/07 B 
 
L 10 VG 17/02 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 36 VG 268/98 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
 
 
.................................................................................................................................., 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch die Bezirksregierung Münster, 
Abteilung Soziales und Arbeit, Landesversorgungsamt, 
Albrecht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
 
 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Dezember 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   D a u   und   

Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 20. Dezember 2006 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) hat mit Urteil vom 20.12.2006 die Auffas-

sung des Beklagten und die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt, wonach der Kläger wegen 

der in der Nacht vom 18. zum 19.7.1997 erlittenen Verletzungen keinen Anspruch auf Versor-

gung nach dem Gesetz über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten (OEG) habe. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er hält die angegriffene Entscheidung für rechtsfehlerhaft.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten 

Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1) oder das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Entscheidung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Bescheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (Nr 3). 

 

Soweit sich die Beschwerde des Klägers gegen die Rechtsanwendung des LSG richtet, ist kein 

gesetzlich vorgesehener Revisionszulassungsgrund angesprochen worden. Gegenstand einer 

zulässigen Nichtzulassungsbeschwerde ist es nicht, ob die Vorinstanz richtig entschieden hat 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Die Rüge einer unzutreffenden Beweiswürdigung, also einer 

Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG, kann nach der ausdrücklichen Regelung in § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG ebenfalls nicht zur Revisionszulassung führen.  

 

Die Verwerfung der nicht hinreichend begründeten und damit unzulässigen Beschwerde erfolgt 

gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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